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Editorial

Liebe Kolleginnen
und Kollegen,

Mit groBBer Vlerzégerung hat die Bundes-

regierung ihre Arbeit aufgenommen. Immerhin:

Der Koalitionsvertrag lasst hoffen. ver.di ist es

gelungen, an verschiedenen Stellen die Interes-

sen von Arbeitnehmer*innen einzubringen.
Besonders positiv fiir unseren Fachbereich ist,
dass Bildungs- und Forschungspolitik einen
deutlich héheren Stellenwert erhalten sollen.
Jetzt sind wir gespannt auf die Taten, die den
Worten folgen.

Das Kooperationsverbot wurde gestrichen.

Nun kann der Bund endlich wieder flachen-
deckend in Bildungsinfrastruktur investieren.
Kitas sollen 3,5 Milliarden Euro bekommen.

Das ist gut — und doch viel zu wenig, denn die
frihkindliche Bildung ist elementar, weil damit

die Basis fur Lebenschancen gelegt wird.
Geplant ist auBerdem eine nationale Weiter-
bildungsstrategie, ebenfalls ein begriBens-

werter Grundgedanke. Bei vielen Vorhaben, die

der Koalitionsvertrag ankindigt, kommt es

Jetzt auf die Gestaltung an. Wird es bei klein-

teiligen Ausbesserungen bleiben oder startet
die Bundesregierung mutig eine
Neuausrichtung des Bildungswesens?

Geht es um mehr Gerechtigkeit, Chancen-
gleichheit und Solidaritét in der Gesellschaft,
hat Bildung eine zentrale Bedeutung. Fir die

Umsetzung braucht es ein Bildungssystem, das

zur gesellschaftlichen Teilhabe beféhigt, nicht
selektiert und keinen Menschen ausschlieB3t.

Wie wir dahinkommen? Eine Chance hierzu

bietet die Idee eines neu zu schaffenden
Nationalen Bildungsrates. Damit gébe es in
Deutschland erstmals seit 1975 wieder ein
Gremium, das eine gemeinsame, umfassende
Bildungsstrategie entwickeln kénnte. ver.di
wdre zur Mitarbeit bereit! @

Ute Kittel
Mitglied des ver.di-
Bundesvorstandes
und Leiterin

des Fachbereichs
Bildung,
Wissenschaft und

Forschung
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Schwerpunkt: Umbriche bergen Chancen und Gefahren

Weimarer

Verhaltnisse?

»Was ist nur mit Deutschland los?” fragt
mich die nette Schweizerin, die mir am
Tisch gegeniiber sitzt. Wahrend ich diesen
Artikel schreibe, befinde ich mich auf
einem Wanderurlaub in der Alpen. Unser
Tischgesprach dreht sich um Europa,

die Fliichtlingspolitik, das Erstarken von
Populisten in Deutschland, aber auch

in Ungarn, Osterreich, Polen, den USA
und die Schwache von sozialistischen und
sozialdemokratischen Parteien.

VON CARSTEN BAUER

a, was ist mit Deutschland los? Haben wir wie-

der Weimarer Verhaltnisse? Wie in vielen west-
lichen Demokratien sind auch in Deutschland
traditionelle Regierungen nicht mehr maoglich:
Weder konservativ-liberale noch sozialdemokra-
tisch-griine Regierungen erhalten Mehrheiten,
weil neue rechte Krafte in die Parlamente einzie-
hen. Also schon wieder GroKo. Und die gestaltet
fast nichts und lasst sich die Themen stattdessen
zunehmend von einer nationalliberal-populististi-
schen Partei bestimmen. Von einer solchen politi-
schen FUhrung ist keine groBe Politik zu erwarten
— und dabei wére gerade jetzt eine weitsichtige
Regierung notig.

Zum einen stehen wir vor wirtschaftspoliti-
schen Umbrichen, die so tiefgreifend sein wer-
den wie die Industrialisierung vor 150 Jahren. Die
Digitalisierung wird unsere Arbeitswelt grund-
legend verandern — und das, wahrend die plane-
taren Ressourcen sich erschopfen und eine
Klimakatastrophe bevorsteht. Gebraucht wirde
eine offensive und mutige Politik, die vielfaltige
Perspektiven einbezieht und auch vor fundamen-
talen Neuerungen nicht zurlckschreckt. Das
reicht von einer radikalen Verkehrswende bis zu
einer Bildungsoffensive, die endlich die Chancen
fur alle ins Zentrum stellt.

Zum zweiten wird die weltpolitische Lage zu-
nehmend unuUbersichtlich. Die alten Bundnisse
funktionieren in einer multipolaren Welt nicht
mehr: Der Brexit, der wider jede Vernunft durch-
gezogen wird, Amerika first und ein drohender
Handelskrieg, dazu der Konflikt der EU mit Russ-
land und das Erstarken Chinas zur Weltmacht.

Die Welt ordnet sich neu. Das erfordert eigentlich
ein einiges, starkes Europa, das uns Schutz und
Sicherheit bietet.

Stattdessen hat die neoliberale Politik der ver-
gangenen Jahrzehnte Einzelkdmpfertum, Indivi-
dualisierung und Egoismus beférdert. Angst und
Populismus haben sich tief in die europaische
Gesellschaft hineingefressen — mit den Folgen:
Abwehr gegen Fremde, Spaltung der Gesellschaft
und Ruckkehr des Nationalen. Auch bei vielen
Arbeitnehmern*innen ist das Gefihl entstanden,
die EU sei ein riesiger Selbstbedienungsladen fir
Lobby-Interessen.

Aber Europa ist auch ein Friedensprojekt, wie
es kein zweites in der Geschichte gegeben hat. Es
ist hochste Zeit, das vom DGB geforderte soziale
Europa anzugehen. Warten ist keine Option
mehr, denn die europdischen Rechtspopulisten
erzeugen eine Stimmung, die den Fortbestand
der EU massiv gefahrdet. Sie besetzen die politi-
sche Agenda mit ihren Themen — und so stehen
Aufbau und Sicherung von Grenzen auf der
Tagesordnung statt die Vereinigten Staaten von
Europa.

Wir diskutieren nicht mehr Gber die Begren-
zung des Klimawandels und nicht Uber die Ge-
staltung der Digitalisierung. Stattdessen befassen
sich die Leute und die Medien mit Themen, die
eine eher untergeordnete Bedeutung haben. Die
deutsche Politik drehte sich wochenlang um eini-
ge Dutzend Geflichtete an der Osterreichischen
Grenze, anstatt Probleme anzugehen und zu
|6sen.

Also liebe Schweizer Tischnachbarin: Mit
Deutschland ist gar nix los. Das Problem ist, dass
mit Europa nix los ist — und darum mdassen wir
uns kdmmern und nicht um rechtspopulistische
Fantastereien. Es gilt den Grundsatz der Auf-
kldrung zu verteidigen, dass Fakten Fakten sind
und jede akzeptable Politik darauf fuBen muss.
Fur die Gestaltung einer wiinschenswerten Zu-
kunft ist die Zugéanglichkeit zu Wissen und
Bildung zentral: Losungen mussen erarbeitet, Ver-
haltensweisen geandert werden. Gebraucht wer-
den Kooperation und Solidaritat. Dabei kommt es
auf uns alle an. @

K OMMENTAR

B ver.di-Kompass fiir
Umbruchzeiten

|. Die Digitalisierung der
Arbeit beschleunigt sich, ver.di
als Gewerkschaft der tausend
Berufe befindet sich mittendrin.
Das vielfach beschriebene Unbe-
hagen in konkrete Forderungen
zu verdichten, ist unsere Auf-
gabe. Dabei geht es um gute,
sichere und weitgehend selbst-
bestimmte Arbeit, um Daten-
schutz und eine Dienstleistungs-
welt, die sich am Bedarf der
Nutzer*innen ausrichtet. Ob
Schutz im Umbruch oder
Gestaltung von Innovationen:
Gute Arbeit erfordert mehr Mit-
bestimmung. Dafiir miissen sich
alle Gewerkschaften entschieden
engagieren.

II. Trotz sprudelnder Steuer-
einnahmen wird in Bildung,
Gesundheit und Stadtentwick-
lung zu wenig investiert: Die
Schere zwischen Arm und Reich
geht weiter auf. Die herrschen-
den Eliten kiimmern sich um ihre
Interessen und nicht um das
Wohl der Mehrheit in West- wie
in Ostdeutschland. Politik-
verdrossenheit und Abwehr von
Migrant*innen sind keine Ant-
worten —, sondern der Kampf fiir
den Ausbau des Sozialstaates
und eine humane Einwande-
rungs- und Fliichtlingspolitik.
Das muss sich ver.di auf die
Fahnen schreiben.

I1I. US-Prasident Trump zeigt:
Nationalismus und Kapitalismus
sind kein Widerspruch. In Europa
erleben wir Ahnliches. Die Ant-
wort der Gewerkschaften kann
nur ein gesamteuropaischer
Sozialstaat mit gleichen sozialen
Rechten sein. ver.di muss mit
aller Kraft dazu beitragen, dass
Wirtschaftspolitik sozialer und
okologischer wird, Ungleich-
gewichte schwinden und die
Menschenrechte in einem welt-
offenen Europa verteidigt wer-
den. ®

opMIg W
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Schwerpunkt: Umbriche bergen Chancen und Gefahren

Hass-
Hipster

Die rechtsextreme
~ldentitare Bewegung”
hat den Kampf um die
kulturelle Hegemonie aus-
gerufen. Rickenwind
erhielt sie durch die
Wahlerfolge der AfD, die
islamfeindliche Bewegung
Pegida und die Stich-
wortgeber der Neuen
Rechten. Um gesellschaft-
lich anschlussfahig zu wer-
den, tarnt sie ihre rechts-
extremistischen Inhalte
mit einem intellektuell wir-
kenden Jargon. Damit
unterscheidet sie sich auf
den ersten Blick von

der NPD und den
neonazistischen Kamerad-
schaften. Bei genauerer
Betrachtung von Personal
und Programmatik werden
jedoch vielféltige
Verbindungen zum
traditionellen Rechts-
extremismus

deutlich.
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Provokante Thesen

Das Buch ,Die AfD und die soziale Frage” von Stefan Dietl rihrt an ein Tabu:
Uberdurchschnittlich viele Gewerkschaftsmitglieder wahlen die rassistische Partei.
Das widerspricht eklatant dem Selbstverstandnis der DGB-Gewerkschaften. Sie
beteiligen sich intensiv an BlUndnissen gegen Rechts und proklamieren immer
wieder Null Toleranz gegen Rassismus. Fur Dietl, ehrenamtlich im bayerischen
ver.di- Landesvorstand aktiv, reicht das nicht. Aus seiner Perspektive hat sich die
Politik der Gewerkschaften in den vergangenen Jahren zu stark orientiert an
Standortnationalismus, Leistungs- und Nitzlichkeitsprinzipen. Damit hatte sie die
Ausgrenzung von Menschen verstdrkt, die im In- oder Ausland unter prekdren
Bedingungen leben mussen, so Dietls These. ®

Stefan Dietl: Die AfD und die soziale Frage — Zwischen Marktradikalismus
und volkischem Antikapitalismus, Unrast-Verlag, 168 Seiten, 14 Euro

VON MICHAEL NIEDWOROK

eit einigen Jahren werden die Grenzen des

Sagbaren in Deutschland durch immer neue
Tabubriche von Rechts durchbrochen. Dennoch
kommt es selten vor, dass einem Parteifunktionar
so grundlich die Maske verrutscht wie dem AfD-
Nachwuchspolitiker Lars Steinke. Der Vorsitzende
der Jugendorganisation ,Junge Alternative” in
Niedersachsen l6ste Ende Juli einen Skandal aus:
Auf Facebook schrieb der 25-jahrige Politik-Stu-
dent mit dem aufféllig gezwirbelten Schnurrbart
Uber den Hitler-Attentater Claus Schenk Graf von
Stauffenberg: ,Stauffenberg war ein Verrater, der
bereit war, Millionen von Leben zu riskieren und
zu opfern — ohne erkennbaren Nutzen flur das
deutsche Volk". Der AfD-Vorstand halt die AuBe-
rungen fir parteischadigend, weil sie das ,ehren-
volle Andenken” an Stauffenberg ,verdchtlich
machen” und will Steinke nun ausschlieBen.

Steinke macht keinen Hehl aus seiner Nahe zu
Mitgliedern der vom Verfassungsschutz beobach-
teten ,Identitdren Bewegung”. Die akademisch
gepragten lIdentitéaren sind in Deutschland seit
2012 organisiert und fallen vor allem durch ihren
Aktivismus auf. Ihr Vorbild ist die rechtsextremisti-
sche, franzosische Jugendorganisation , Généra-
tion Identitaire”. Der Grinder des deutschen
Ablegers, Nils Altmieks, engagierte sich friher bei
der verbotenen, neonazistischen ,Heimattreuen
Deutschen Jugend” (HDJ). Uberschneidungen

©000000000000000000000000000000000000000000000000
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Mann, ist das schon hier zu wohnen!

gibt es zudem mit dem in Deutschland und
Osterreich aktiven Burschenschaftsdachverband
,Deutsche Burschenschaft”. Uber eine ,lden-
titdre Sommeruniversitat” in Frankreich, die allein
schon durch ihren militaristischen Stil faschistisch
wirkt, wird der Kontakt mit den européischen
Schwesterorganisationen gehalten.

lhre Aktionsformen schaut sich die ,Identitare
Bewegung” bei erklarten politischen Gegnern ab:
Von der ,Subversiven Aktion” der 68er um
Kunzelmann und Dutschke bis hin zu Green-
peace. Damit schaffte sie es bereits wiederholt in
die Medien. So erkletterten die Rechtsextremen
das Brandenburger Tor. AuBerdem storten sie eine
Jelinek-Auffiihrung an der Wiener Universitat, bei
der Einheimische und Gefliichtete gemeinsam auf
der Buhne standen. Dabei verspritzten sie Kunst-
blut, entrollten ein Transparent mit der Aufschrift
.Heuchler” und verteilten Flugblatter mit der Auf-
schrift , Multi-Kulti totet”.

Hinter den offentlichen Provokationen steht
eine verschleierte Programmatik. Forderungen
wie ,Erhalt der ethnokulturellen Identitat” und
.Remigration” ersetzen das hinlanglich bekannte
.Deutschland den Deutschen, Auslander raus!”
der Neonazi-Szene. Fremdenfeindlichkeit wird
durch heroische Symbolik kodiert zum Ausdruck
gebracht. So stilisieren sich die Identitaren als Ver-
teidiger des Abendlandes durch geschichtsklit-
ternde Bezugnahme auf den Abwehrkampf Spar-
tas gegen die Perser in der Antike oder die
.Reconquista” — die Zurtickdrangung des musli-
mischen Machtbereichs von der iberischen Halb-
insel durch die Spanier im Mittelalter.

Gefahrlich sind die Identitaren weniger durch
ihre Mitgliederzahl — Recherchen der ZEIT deuten
auf nur 100 Aktive in Deutschland — als durch ihre
Funktion als Avantgarde einer rechten Bewegung.
Sie unterhalten Kontakte zu den Vordenkern der
Neuen Rechten rund um Go&tz Kubitschek, einem
engen Vertrauten Bjorn Hockes (AfD). Erst im
Méarz ist bekannt geworden, dass die , Identitdre
Bewegung” gemeinsam mit Mitgliedern der
.Jungen Alternative” das Trollnetzwerk ,Recon-
quista Germanica” betrieben hat, das zugunsten
der AfD in den Bundestagswahlkampf eingegrif-
fen hat. Wieder dabei: Lars Steinke. @

Foto: Werner Bachmeier
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Gegen die Normalisierung
der ,ldentitaren”

Der Griindungsauftritt der Identitaren
Bewegung (IB) in Halle sollte martialisch
wirken: Man wolle den Kulturkampf an die
Martin-Luther-Universitat Halle-Wittenberg
tragen, den ,linken Mainstream” brechen
und damit den nationalen Umschwung vor-
bereiten. Ab sofort miisse man mit einer
starken rechtsextremen Kraft an der Uni
rechnen - so die Botschaft. Doch es blieb
beim Anspruch einer ,Kontrakultur”.

©0c00c000c0000000000000000000 00
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Stichwort
~Fake Science”

Mehr als 5.000 deutsche
Wissenschaftler*innen haben in
den vergangenen zehn Jahren
laut Recherchen von NDR, WDR
und SZ-Magazin Forschungs-
arbeiten in pseudowissenschaft-
lichen Verlagen veréffentlicht.
RegelmaBig wurde dabei der
libliche Prozess des Peer-
Reviews umgangen, also der
Kontrolle durch andere Wissen-
schaftler*innen des Faches.

Der hohe Publikationsdruck in

pen statt. Das soll Menschen schiitzen und der IB-
Strategie der Raumnahme entgegenwirken.

Die Strategie, die Rechten zu isolieren, geht
einher mit Aufklarung der Studierenden durch Bil-
dungsveranstaltungen und Info-Vorlesungen fur
Erstsemester. All das wére aber nicht zielfihrend,
wenn nicht auch die Universitdt das Problem
sehen wirde. Deshalb ging Uber mehrere Kanale
die Aufforderung ans Rektorat, sich 6ffentlich zu
positionieren. Das — zwischenzeitliche — Ergebnis
ist ein ,, Offener Brief” der Uni-Leitung und des
StuRa vom Januar 2018. Darin ist klar formuliert,
dass die IB gegen alles steht, was die Universitat
reprasentiert.

VON LUKAS WANKE

hr erster Auftritt im Juni 2015 kam zwar kdmp-
ferisch und erschreckend daher — faktisch wur-
den aber nur Papierschnipsel im Hauptgebaude

herumgeworfen. Danach gab es erst einmal ein-
einhalb Jahre lang keine Aktionen mehr im Uni-
Kontext. Der AuBendarstellung der Rechten tat
das keinen Abbruch. Im Oktober 2016 inszenierte
die IB ihren angeblichen Eroberungsfeldzug, in-
dem sie ein Banner entrollte mit der Aufschrift
. Willkommen auf unserem Campus”. Nach weni-
gen Minuten war auch das wieder verschwunden.
Den Hohepunkt ihrer Selbstinszenierung erreich-

Wahrscheinlich die wichtigste Erkenntnis ist,
dass die Arbeit der Universitats-Gremien ohne
Kooperationen kaum wirksam werden kann. Sie
missen sich mit antifaschistischen Bundnissen
und dem zivilgesellschaftlichen Widerstand soli-
darisieren und ihn unterstitzen. Auch viele Stu-
dierende sind dort aktiv. In diesen Gruppen findet
der hauptsachliche Kampf gegen die IB statt.
MaBnahmen in der Uni kénnen und sollten das

der Wissenschaft wurde dabei
zum Anreiz selbst fiir etablierte
Forscher*innen, Veroffent-
lichungen in zweifelhaften
Journalen vorzunehmen, mit-
unter auch ohne Wissen um
deren Qualitat.

ten die IB-Aktiven dann 2017 mit dem Kauf eines
Hauses in der Nahe des geistes- und sozialwissen-
schaftlichen Campus. Erneut bleibt das angekiin-
digte Ubergreifen auf das universitdre Geschehen
nahezu aus: Zwei hochschulnahe Infostande sind
die identitdre Bilanz nach drei Jahren. Zwar konn-
te im Mai 2018 bei den Hochschulwahlen eine IB-
nahe Liste einen Platz im Studierendenrat (StuRa)
erringen. Doch die Ubrigen Mitglieder erklarten
bereits vor der Konstitution des Gremiums im
Oktober, dass sie jeden identitaren Einfluss verhin-
dern werden.

begleiten. Denn auch wenn der IB an der Hoch-
schule bisher so gut wie erfolglos ist, verbreiten
die Rechten Angst durch gewaltsamen Ubergriffe
auf dem Campus und in der Stadt, durch illegale
Kameratberwachung und Dominanzgehabe. Da-
mit lasst sich erahnen, wie Gesellschaft aussehen
kdnnte, wenn eine Gruppe wie die IB plétzlich
Lnormal” wirde. @

Der gesellschaftliche
Schaden geht weit (iber ein
Schénen von Publikationszahlen
hinaus: Lobby-Interessen nutzen
die Raubjournale, um ihre An-
liegen durch scheinbar seriése
Forschung zu beférdern. Die
Glaubwiirdigkeit von Wissen-
schaft droht massiven Schaden
zu nehmen. @

NDR-Dossier:
https://www.ndr.de/nachrich-
ten/investigation/Dossier-
Das-Geschaeft-mit-der-
Wissenschaft,fakescience-
dossier100.html

®0cc0cc00c00cc0000000000000 0

Bisher ist das identitdre Vorhaben klar geschei-
tert, rechtsextreme Vorstellungen und Praktiken
an die Uni zu tragen. Das liegt vor allem an einem
breiten zivilgesellschaftlichen Widerstand. Der
StuRa als studentische Vertretung hat die Existenz
der IB in Halle skandalisiert und so versucht, einer
Normalisierung entgegenzuwirken. Im Dezember
2015 beschloss er eine Ausschlussklausel gegen
Rechtsextreme bei allen Veranstaltungen und
positionierte sich grundsatzlich gegen rechte Ten-
denzen und insbesondere identitare Ideologien.
Partys, Vortrdge und Diskussionsrunden finden
ohne Vertreter*innen der IB und adhnlicher Grup-

Foto: transit-magazin.de
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Schwerpunkt: Umbriche bergen Chancen und Gefahren

ﬁm Ruhe, hier wird

SEMINARRAUM
‘1”I!i

Alle paar Jahre versammeln
sich die europaischen
Bildungsminister*innen, um
den Stand des ,Bologna-
Prozesses” zu begutachten.
lhr Treffpunkt im Mai: die
Pariser Sorbonne. Genau 20
Jahre zuvor legte die
~Sorbonne-Erklarung” den
Grundstein fir alles, was ein
Jahr spéter in Bologna auf
groBer europaischer Bithne
zu gemeinsamen Zielen der
Studienreform wurde: inter-
nationale Mobilitat,
vergleichbare und gestufte
Studienabschliisse sowie
Credit-Points. Insofern feiert
~Bologna” schon dieses Jahr
20. Geburtstag. Gleicher Ort,
30 Jahre friiher war die
Sorbonne der Brennpunkt
im ,Pariser Mai”, dem
Hohepunkt der 68er-
Bewegung in Frankreich. Da
drangt sich geradezu die
Frage auf, wie sich die
Studienreform auf Engage-
ment und Protest auswirkt.

stische Brandstiftung.

.
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Vielfaltshewusste Betriebe

Gremien und Betriebe haben die Tendenz, neues Personal im eigen Dunstkreis zu
suchen. Doch Vielfalt im Team bringt unterschiedliche Perspektiven und Er-
fahrungen zusammen — eine wichtige Voraussetzung fur gute, langfristig tragfa-
hige Losungen bei komplexen Fragen und Problemen. Dartber hinaus ist
Diversitat gerade in Bildungseinrichtungen ein wichtiges Mittel gegen nationali-

Der INQA-Check ,Vielfaltsbewusster Betrieb” starkt das Diversitdtsmanage-
ment im betrieblichen Personalwesen. Entwickelt wurde er in Zusammenarbeit
mit Arbeitgebern und Gewerkschaften. Frauenfoérderpléne, eine ausgewogene
Mischung von Jungen und Alten oder auch anonymisierte Bewerbungsverfahren
helfen, Diskriminierung zu vermeiden und Qualifikationen zu beurteilen. ® Walo

http://verdi-bw-hessen.de/Vielfalt

Fachtagung ,Vielfachbewusster Betrieb” am 29. November 2018 in
Frankfurt/Main. Kontakt: info-ks@verdi-bw-hessen.de

gearbeitet!

VON MATTHIAS NEIS

Welche Bedeutung Bologna fur die gesell-
schaftliche Einmischung von Student*in-

nen hat, lohnt sich gerade in Deutschland zu
erkunden. Denn auch wenn die Reformzutaten
europaisch sind, ist die Umsetzung hierzulande
spezifisch. Man konnte sagen: typisch deutsch.

Nirgendwo schreiben die Bologna-Dokumente
die deutsche Art der Modularisierung vor. Die be-
ruht vielmehr auf Rahmenvorgaben der Kultus-
ministerkonferenz (KMK). So sehen sich Studieren-
de heute einer Flut benoteter Priifungen ausge-
setzt, die dann oft auch noch in den Abschluss ein-
flieBen. Ohne das unstrukturierte und sozial hoch
selektive alte Studienmodell zu verkldren — Kritik
an der Verdichtung und Verschulung des Studiums
durch , Bologna” ist berechtigt.

Natdrlich hat das Auswirkungen auf die Bereit-
schaft und Mdglichkeit von Studierenden, sich zu
engagieren. Eine seltsame Ruhe hat sich Uber die
Hochschulen gelegt. Die letzten groBen Studieren-
denproteste liegen fast ein Jahrzehnt zurlick. In
allen Gremien herrscht Nachwuchsmangel.

Ursache ist nicht nur ,Bologna”. Hochschulen
sind heute eine seltsame Mischung aus standi-
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schen, vordemokratischen Strukturen und dem
Wettbewerbsfetisch um internationale Sichtbar-
keit, Reputation und Drittmittel. Da bleibt nur
wenig Raum far Kritik und Engagement. Die auf
Punkte und Module ausgelegte Studienreform
flgt sich ein in einen Rahmen, der Kreativitat und
Selbst-Denken hemmt.

Was eigentlich bendtigt wird, hat bei der
Sorbonne-Konferenz ausgerechnet der scheiden-
de Prasident der Hochschulrektorenkonferenz
(HRK), Horst Hippler, zu Protokoll gegeben: , Wir
brauchen ein europaisches Bildungsverstandnis,
das Personlichkeitsbildung und die Befahigung zu
gesellschaftlichem Engagement einbezieht.”
Wichtig sei, , kritisch zu denken und neue Lésun-
gen fur die zahlreichen gesellschaftlichen Heraus-
forderungen zu finden”. Stellt sich nur die Frage,
warum die Organisation, der Hippler tber Jahre
vorstand, so wenig dafir tut. Im Gegenteil. Ge-
rade die HRK steht fur das Nebeneinander von
standischen Strukturen und 6konomischem Wett-
bewerb — und blockiert damit das von Hippler
geforderte Bildungsverstandnis. Solche Kritik an
der Studienreform bleibt deshalb immer konser-
vativ und folgenlos.

.Bologna” lasst sich nicht rickabwickeln,
selbst wenn man es wollte. Die Bologna-Reform
muss neu gedacht werden. Prifungsdichte und
. Verpunktung” sind technische Aspekte, die sich
relativ einfach neu justieren lassen. Die Frage, was
sich an den Hochschulen insgesamt andern muss-
te, ist schwieriger zu beantworten. Und vor allem:
Wie sind Alternativen unter den gegebenen
Bedingungen durchzusetzen?

Trotz alledem — es gibt Ansatze, wo etwas auf-
bricht. In Berlin haben gerade tausende studenti-
sche Beschaftigte in einem vierwochigen Streik
nach 17 Jahren einen neuen Tarifvertrag durchge-
setzt. Damit war der groBte Hochschulprotest der
vergangenen Jahre ein Arbeitskampf, getragen
von Studierenden. Auch der ,exzellenten” Bolog-
na-Hochschule ist der Widerspruchsgeist also
nicht ganz auszutreiben. Und die nichste Uber-
raschung: Gewerkschaften kénnen offenbar eine
wichtige Kraft bei einem solchen Aufbruch sein.
Das ist fur uns eine Chance — gesellschafts- wie
organisationspolitisch. @
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Bibliotheken -

Orte der Aufklarung

KUnftig sollen Bibliotheken nicht mehr nur Orte fir Leser*innen
sein, sondern auch Raume fir Begegnungen, Veranstaltungen
und Gruppentreffen jeglicher Art. Die Zentrale-Landesbibliothtek
Berlin (ZLB) in Berlin macht es vor: An Sonntagen organisieren
Agenturen dort Events, so dass die Bibliothek ohne Fachpersonal
offnen kann. Anderswo werden Mittags- oder Abendstunden ent-
sprechend genutzt. So entstehen barrierefreie, kostenlos zugangli-
che Orte, die nicht nur von Buchliebhaber*innen bevélkert werden.

Dass das Konzept ,open library” erfolgreich ist, ist unbestritten.
Zu fragen ist allerdings, ob solche MaBnahmen dem Auftrag der
Bibliotheken entsprechen, Zugang zu Wissen zu bieten — auch zum
Beispiel Uber die digitale Welt und soziale Netzwerke.

Manipulationen im Informations- und Meinungsbereich, Hetze
und Fake-News sind inzwischen an der Tagesordnung. Vorlieben
und Konsumgewohnheiten werden ausspioniert und entsprechen-

de Angebote an die Nutzenden herangetragen. Zwar wahrt die
Rechtssprechung die Grundrechte auf Information und auf Schutz
personlicher Daten. Doch auch dariiber muss man erst einmal Be-
scheid wissen.

Das alles macht in Bibliotheken die Anwesenheit von Biblio-
theksbeschaftigten unabdingbar. Sie sind kundig und kénnen ver-
mitteln, wie sich seridse Informationen von ,alternativen Fakten”
unterscheiden. Sie sind in der Lage, den Nutzenden zuverldssige
Informationen bereitzustellen — sei es in Form von Blchern oder als
Online-Ressourcen. Und sie kénnen aufklaren tber die Méglichkeit
von Fehlinformationen und Gefahren im Netz. All das ist dringend
notig — aber nur mdglich, wenn die raumliche und personelle
Grundausstattung der Bibliotheken ausreicht. Ist das jederzeit
gegeben, kann es zusatzlich auch noch Familientreffen, Bastel-
nachmittage oder kulturelle Events geben. @ Monika Fomenko

Blick auf Weiterbildung 6ffnen

Der Weiterbildung soll kiinftig eine gréBere Bedeutung
zukommen - so jedenfalls liest es sich im Koalitions-
vertrag. Dort taucht der Begriff 46 mal auf. Dabei wird
schnell klar: Weiterbildung wird insbesondere im
Kontext von Arbeitsmarktpolitik gedacht.

igitalisierung ist unbestritten eine der zentralen gesellschaft-

lichen Herausforderungen und wird auch die Arbeitswelt
radikal verandern. Unter dieser Uberschrift haben die Koalitions-
parteien viele Absichten zusammengefasst. Dort findet sich auch
das Ziel, mit einer ,,Nationalen Weiterbildungsstrategie” den be-
ruflichen Aufstieg zu erleichtern und die Beschaftigungsfahigkeit
nachhaltig zu férdern. Die Regierung weckt die Erwartung, durch
BUndelung aller Landes- und Bundesprogramme, die Verzahnung
von arbeitsmarkt- und bildungspolitischen Instrumenten sowie
den Rechtsanspruch auf Weiterbildungsberatung die ,losen
Enden” zusammenzufihren. Vieles bleibt jedoch vage. AuBer-
dem stellen sich Fragen zum Beispiel zu Bildungsfreistellung und
-finanzierung: Werden die Angebote flr lebenslanges Lernen
kinftig auch diejenigen erreichen, die sich Weiterbildung bisher
schlicht nicht leisten kdnnen? In welcher Richtung soll die Bun-
desagentur fur Arbeit beraten, wenn wir ,noch” nicht wissen,
welche Fachkrafte morgen gebraucht werden?

Die Gefahr zeichnet sich ab, dass die Regierung ihre
Weiterbildungspolitik zu eng auf die heutige Arbeitsmarkt-
perspektive fokussiert und vorwiegend auf schnell verwertbares
Wissen setzt. Unbedingt zu berlcksichtigen sind aber auch die
Folgen anderer gesellschaftlicher Transformationsprozesse und

Foto: Werner Bachmeier

Lernen ist eine lebenslange Beschaftigung

des demografischen Wandels. Was fehlt, ist eine Vision und ein
ganzheitlicher Bildungsansatz im Humboldtschen Sinne, bei dem
selbst und kritisch zu denken zentrale Lernziele sind.

Weiterbildung soll allen Menschen die Teilhabe an guter
Erwerbsarbeit und persodnlicher Entwicklung ermdéglichen. Was
deshalb in Zukunft gebraucht wird, sind lernmethodische
Kompetenzen. Qualifizierung in diesem Sinne ist nicht nur der
Schlussel zu einer sicheren beruflichen Entwicklung auch unter
Bedingungen, die sich laufend und teilweise radikal andern. Sie
ist auch die wichtigste Voraussetzung fur die Integration von
Menschen, die zu uns kommen, um hier in Sicherheit leben zu
kénnen. Der Anspruch des lebenslangen Lernens muss deshalb
das gesamte Bildungssystem in den Blick nehmen und darauf
abzielen, dass die Stationen des Lernens wie Zahnrader ineinan-
dergreifen. Das setzt ein grundlegendes Umdenken voraus. @

Anne VoB3
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Vom Ende und Neuanfang der

europaisc

Bei den niederlandischen
Parlamentswahlen 2017
wurde die traditionsreiche
Partij van de Arbeid (PvdA)
fast pulverisiert: In der
zweiten Volkskammer
erreichte sie nur noch

5,7 Prozent der Sitze -
davor waren es noch 24,7
Prozent gewesen. Das
Wahlergebnis in Frankreich
sah dhnlich aus: In der
Nationalversammlung sind
die Sozialisten nur noch mit
5,38 Prozent vertreten.
Auch in Deutschland
diimpelt die SPD bei gerade
einmal 20 Prozent. Ist das
der Anfang vom Ende

der europadischen
Sozialdemokratie?

Die alte Tante SPD

auf hoher See

Foto: Werner Bachmeier

VON CARSTEN BAUER

er aktuelle Niedergang hat eine lange

Vorgeschichte. Vor etwa 20 Jahren erstarkten
die sozialdemokratischen Parteien. Der britische
Premierminister Tony Blair (Labour) und der deut-
sche Bundeskanzler Gerhard Schroder (SPD) ver-
offentlichten am 8. Juni 1999 gemeinsam das
sogenannte Schroder-Blair-Papier — ein Moder-
nisierungskonzept fir die europaische Sozial-
demokratie. Unter dem Schlagwort ,Neue Mitte”
zeichneten sie darin neue Positionen und Leit-
bilder auf: Der dritte Weg sollte zwischen dem
wirtschafts- bzw. neoliberalen Kapitalismus und
der klassischen Sozialdemokratie entlangfuhren.

In der Regierung fuhren sie nun einen wirt-
schaftsfreundlichen Kurs. Sie senkten Einkommens-
und Unternehmenssteuern und liberalisierten den
Finanzmarkt. Es waren Sozialdemokraten, die
erstmals Hedgefonds zulieBen. Und dann began-
nen sie, das Sozialsystem und die Arbeitsmarkt-
gesetze zu reformieren. Der eigentliche Stnden-
fall — sozialdemokratisch gesehen — waren aber
nicht die Arbeitsmarktreformen, sondern die
Entscheidungen zur Steuerpolitik. Die Satze fur
hohe Einkommen sowie fir Ertrdge aus Unter-
nehmenstatigkeiten wurden runtergeschraubt.
Dahinter steckte allerdings weniger Verrat als die
Tatsache, dass die Sozialdemokratie dem neoli-
beralen Zeitgeist damals auf den Leim gegangen
ist.

GroBbritannien: Wir holen uns Eisenbahn,
Energieversorgung, Post und Wasser zuriick

Gute Nachrichten fur Sozialdemokrat*innen
kommen derzeit eigentlich nur aus GroBbritan-
nien. Auf dem Parteitag in Brighton im vergange-
nen September lieB sich Labour-Chef Jeremy
Corbyn daftr feiern, dass es der Partei bei den
vorgezogenen Parlamentswahlen im Juni gelun-
gen war, die regierenden Tories an den Rand einer
Niederlage zu bringen. Niemand hatte Labour ein
solches Wahlergebnis zugetraut, nicht einmal die
Mitglieder der Partei selbst. 40 Prozent der briti-
schen Wahler*innen gaben Labour ihre Stimme —
das sind fast zehn Prozent und 30 Abgeordneten-
mandate mehr als bei der vorangegangenen
Wahl. ,So treffen wir uns hier diese Woche als
geeinte Partei, die in jedem Teil GroBbritanniens

hen Sozialdemokratie

das Vertrauen von Millionen unserer Mit-

birger*innen gewinnt,” so Corbyn.

Weil es flr die konservative Premierministerin
Theresa May nur noch flr eine Minderheits-
regierung gereicht hat, steht Labour gewisserma-
Ben in den Startldbchern, um die Regierung zu
Ubernehmen. Corbyn hat bereits ein Schatten-
kabinett zusammengestellt. Der Schatten-Finanz-
minister John McDonnell erlduterte auf dem
Parteitag schon einmal das wirtschafts- und
finanzpolitische Programm im Fall einer Regie-
rungstbernahme: ,Eine Wirtschaft fur die Vielen
aufzubauen heiBt auch, die Versorgungsunter-
nehmen der Kontrolle des Volkes zu unterwerfen,
das sie nutzt. Die Leute sollen keinen Zweifel
daran haben: Eisenbahn, Wasser, Energieversor-
gung, die Post — wir holen uns das zurtick!"

Na, das ware doch mal ein reeller sozialdemo-
kratischer Ansatz. Und das ist das, was auch
ver.di seit der Griindung fordert. @
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Arbeitsweltliche
Spurensuche

Die standige Unsicherheit in vielen Betrieben durch
Outsourcing, Kontrolle und laufende Bewahrung
spielt der AfD in die Hande. Das ist eine zentrale
These einer Untersuchung, die auf 100 Interviews
mit Betriebsrat*innen, Vertrauensleuten und
Gewerkschaftssekretar*innen beruht. Den Rechts-
populisten gelingt es, Existenzangst in Wut gegen
Gefliichtete und die etablierten Parteien umzu-
miinzen. Das Buch schildert anschaulich, wie die
Stimmung in vielen Betrieben ist und was dort
beim Mittagessen geredet wird. Als Gegenmittel
empfehlen die Autor*innen alles, was zu einer
angstfreieren Arbeitswelt beitrdgt. Den Gewerk-
schaften raten sie, starker auf Konfrontation
gegeniiber den Arbeitgebern zu setzen. ®

Dieter Sauer u.a.

Rechtspopulismus und Gewerkschaften —
eine arbeitsweltliche Spurensuche

216 Seiten, 14.80 Euro.
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Ute Kittel ist Mitglied im
ver.di-Bundesvorstand und leitet
den Fachbereich Bildung,
Wissenschaft und Forschung

Foto: ver.di

biwifo: Die DGB-Gewerkschaften positionieren sich klar
gegen Rechtsparteien. Zugleich belegen Studien seit Mitte der
1990er Jahre, dass Uberdurchschnittlich viele Gewerkschafts-
mitglieder fremdenfeindliche Einstellungen haben und ein
erheblicher Teil auch AfD wahlt. Trifft das auch auf ver.di zu?

Ute Kittel: Jedenfalls ist anzunehmen, dass es eine Menge
ATD-Wéhler*innen auch unter den ver.di-Mitgliedern gibt.

Das ist wenig verwunderlich — schliefSlich sind wir mit unserer
Mitgliedschaft auch ein Spiegel der Gesellschaft und bilden
insofern vielfaltige gesellschaftliche Strémungen ab.

Insbesondere nach der Bundestagswahl ist der beflirchtete
Rechtsruck in unserer Gesellschaft an vielen Stellen deutlich
splrbar, und er kommt nun auch verstarkt in den Betrieben und
Dienststellen zum Vorschein. Mir erscheint es aber auch wichtig
zu differenzieren. Nicht alle, die die AfD gewdhlt haben, sind
automatisch auch fremdenfeindlich. Manche wollten ihrem
Protest gegen die etablierten Parteien Ausdruck geben. Oft fehlt
es auch an Aufklarung.

Aus dem Erleben zunehmender Ungerechtigkeit, ungeldster
Probleme vom Rentensystem bis hin zum Klimawandel erleben
viele die Grenzen unserer Regierung und der Parteien. Viele
unserer gesellschaftlichen Probleme sind aber auch durch ein-
fache Lésungen nicht mehr zu beheben. Ich glaube, dass sich
Lésungen nur noch gemeinsam — mit allen gesellschaftlichen
Gruppen — in einem demokratischen Miteinander entwickeln
lassen. Hier sind wir Gewerkschafter*innen gefordert. Wir missen
fur die Grundrechte und -regeln unserer Demokratie und damit
fur diesen Dialog 6ffentlich einstehen, und wir missen unsere
Vorstellungen fiir eine solidarische und gerechte Gesellschaft
einbringen.

Lieber dartiber schweigen oder offensiv angehen — wie geht
ver.di mit solchen Positionen in den eigenen Reihen um?

Auf keinen Fall schweigen. Wir haben da eine klare Haltung.
Mit Mitgliedern, die bekennende AfD-Waéhler*innen sind, gehen
wir in den Diskurs. Wir kldren auf, fir was die AfD steht — auch
im Hinblick auf Arbeitsbedingungen und Arbeitnehmer*innen-
rechte. Da stellen wir dann oft fest, dass vieles nicht bekannt ist.
Wer liest sich schon ein ganzes Parteiprogramm durch? Wenn wir
mit diesen Mitgliedern reden, merken wir hadufig, dass sie die
Ziele der Partei eigentlich gar nicht unterstitzen wollen. Oft ist da
Verdrossenheit, Frust und sozialer Protest und sie berichten, dass
sie mal ,.ein Zeichen setzen wollten”. Dann wird klar, wie die AfD
auch Wéhler fischt, indem sie mit Angsten spielt und sie verstarkt.

Anders sieht es bei AfD-Parteifunktiondr*innen aus. Die laden
wir grundsétzlich nicht ein in politische Runden, Podiums-

Auch Gewerkschafts-
mitglieder wahlen AfD

diskussionen oder Veranstaltungen, weil wir ihnen keine Platt-
form bieten wollen fir ihre oft menschenverachtende und
rechtspopulistische Hetze. Da sind wir konsequent — auch weil
die AfD dort, wo sie in den Parlamenten vertreten ist, nicht
durch Sachkenntnis aufféllt, sondern durch Populismus.

Gewerkschaften betonen die internationale Solidaritat — sind
traditionell aber in den Grenzen von Nationalstaaten organisiert.
Ist das noch zeitgemafB?

Alles ist notwendig: Internationale Zusammenarbeit ist eben-
so wichtig wie die Arbeit auf nationaler, regionaler und lokaler
Ebene. Die Globalisierung, gepaart mit Digitalisierung der
Arbeitswelt, erfordert internationales Denken und Handeln.
Andererseits sind die Arbeitsbedingungen weiterhin Uber-
wiegend durch nationale Gesetze geregelt.

Politische Entwicklungen in der EU und weltweit machen
deutlich, dass internationale Solidaritat wichtig ist. Und es zeigt
sich, dass wir beispielsweise bei der Entwicklung des europdi-
schen Forschungs- und Wissenschaftsraums internationale
Entwicklungen starker beeinflussen mdssen.

Bildung erscheint vielen als der zentrale Ansatz, um Angsten
und ,alternativen Fakten” zu begegnen. Was heiBt das konkret
fur ver.dis politische Bildungsarbeit?

Politische Bildungsarbeit hatte fiir Gewerkschaften immer
eine groBe Bedeutung — und gerade jetzt wird es zunehmend
wichtig, zentrale politische Themen in die Programme aufzu-
nehmen. Welchen Wert hat Demokratie fir uns, was bedeutet
gelebte Solidaritdt auch international, wie kann Ausgrenzung
und Diskriminierung entgegengetreten werden? Neben klassi-
schen Seminaren hierzu missen wir spezielle Bildungsangebote
gegen Diskriminierung weiter ausbauen.

Aber auch fur das gesamte Bildungssystem ergeben sich
Konsequenzen. Beginnend in den Kindertagesstdatten tber alle
Bildungseinrichtungen hinweg muss Demokratie gelernt, aber
fur alle Beteiligten immer auch gelebt werden. Hierzu braucht
es an vielen Stellen ein Umdenken, denn Demokratie ist — wie
wir gerade auch erleben — keine Selbstverstandlichkeit.

Du hast einen Wunsch frei an die Bundesregierung: Was
forderst Du?

Dass der Bildungsetat mindestens genauso groB3 wird wie
der Ristungsetat. Bildung statt Kanonen! @

Interview: Annette Jensen
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B Rote Stunde auf dem
Bibliothekartag in Berlin

Ein ungewdhnliches Format
haben die ver.di-Bibliothekar*in-
nen fiir den diesjahrigen 107.
Deutschen Bibliothekartag in
Berlin gewahlt. Am 13. Juni
luden sie am Rande des groBten
Weiterbildungsevents fiir das
Bibliothekswesen hungrige
Teilnehmer*innen mit ,miiden
FiiBen” zu Wirstchen, Getrank
und Gesprachen ein. Gefiihlt
kamen (fast) alle. Jedenfalls
wimmelte es in dem lauschigen
Gartenlokal gegentiber vom
Kongresshotel nur so von rede-
und diskussionsfreudigen verdia-
ner*innen und Neugierigen.
Dabei ging es ebenso um Biblio-
theksthemen wie um Gewerk-
schaftliches. Einhellige Meinung:
Macht das bitte nachstes Jahr in
Leipzig wieder! Lust hatten wir
schon.

B Weltbank auf der
schiefen Bahn

Der Weltentwicklungsbericht
2018 dreht sich um das Thema
Bildung. Der Grundsatzbericht
der Welthank 2019 ist mit
dem Schwerpunkt ,Wesen der
Arbeit” angekiindigt. Nachdem
Entwiirfe bekannt geworden
sind, macht der DGB dagegen
mobil: Arbeitnehmer*innen wer-
den dort vor allem als Kosten-
faktor gesehen, Regulierungen
am Arbeitsmarkt als Gefahr fiir
die Wirtschaftsdynamik. Bereits
vor Monaten hatte der interna-
tionale Gewerkschaftsbund ITUC
gegen die absehbare Tendenz
des Papiers protestiert — offen-
bar ohne Konsequenzen. Der
Bericht soll im Herbst veréffent-
licht werden.

B Aussichten auf
Personalratepreis

Im November wird entschie-
den, wohin der Personalratepreis
dieses Jahr geht. Nominiert sind
auch zwei Universitaten: Die
TU Dresden und die Universitat
Koblenz-Landau. Wir driicken die
Daumen!

Exzellenz-Universitaten / EU-Richtlinie

Aufwertung schafft

Abwertung

xzellenz — zweite Runde: Ende September wird

die Bewilligungskommission bekannt geben,
welche Cluster kinftig gefoérdert werden. Dabei
geht es um die Unterstiitzung von Projekten in For-
schungsfeldern einzelner Universitaten oder von
Universitatsverblinden. Mitte Dezember ist dann
Abgabeschluss fur die Bewerbungen als Exzellenz-
universitaten, Uber die im kommenden Sommer
entschieden wird. Die 2016 beschlossene ,Ex-
zellenzstrategie” ist das Nachfolgeprogramm der
.Exzellenzinitiative” zur Spitzenforschung, fur die
zwischen 2006 und 2017 zusammen 4,6 Milli-
arden Euro an ausgewahlte Universitaten flossen.
Mit dem neuen Programm werden nun weitere
5,3 Milliarden ausgeschuttet.

Problematisch dabei ist, dass Uber die Foérder-
richtlinie , Zukunftskonzept” nur einzelne Uni-
versitaten eine offizielle Statusaufwertung erfah-
ren. Anders als Forschungsmittel, die schon heute
ungleich verteilt, aber nur von Fachkreisen wahr-
genommen werden, schafft der verliehene Elite-
Status ein Pradikatssiegel fir Studieninteressierte,
Eltern und Arbeitgeber. Die haben bisher bei der
Abschatzung der Qualitat Orientierung in einem
Meer verschiedener Rankings gesucht. Nun aber

Kleines 1x1 zum

Ende Mai trat das neue Bundesdatenschutz-
gesetz (BDSG) in Kraft. Es soll die informa-
tionelle Selbstbestimmung starken und Person-
lichkeitsrechte besser wahren. Unternehmen
und Dienststellen sind verpflichtet, die Daten
ihrer Beschaftigten zu schitzen.

§ 26 Abs. 1 BDSG erlaubt es Arbeitgebern,
personenbezogene Daten zu speichern und zu
verarbeiten, wenn die nétig sind, um Arbeits-
vertrage, Betriebsvereinbarungen, Tarifvertrage
oder gesetzliche Bestimmungen einzuhalten.
Auch der Betriebsrat bzw. Personalrat hat An-
spruch auf personenbezogenen Daten, wenn er
sie braucht, um seine Informations- und Beteili-
gungsrechte wahrzunehmen. Er darf diese
Daten auch weitergeben, um seine Aufgaben
ordnungsgemal durchzufihren.
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fuhrt die offizielle Aufwertung der Wenigen
zugleich zu einer Abwertung der Vielen. Diese
Polarisierung bedroht dabei die groBte Starke
unseres Hochschulsystems: die Qualitat in der
Breite. Bisher herrscht Vertrauen, dass eine uni-
versitdre Ausbildung unabhangig vom Standort
auf solider Basis gewahrleistet wird. Nun wird der
Elitestatus einzelner Universitaten deren Ab-
schlisse aufwerten und auch Einfluss auf die
Besetzung von Spitzenpositionen nehmen.

Wohin eine solche Entwicklung fihrt, lasst
sich in England und den USA betrachten. Das
Prinzip von Chancengleichheit und gleicher Be-
zahlung wird ersetzt durch die Bezahlung nach
der Universitat, von der das Abschlusszeugnis
stammt. Zwar ist der Anteil der Studierenden in
Deutschland in den vergangenen Jahren deutlich
gewachsen — doch Uber die VergroBerung der
Qualitatsunterschiede werden erneut Eliten
geschaffen. Dabei verleihen &ffentliche Bildungs-
trager alten und neuen Eliten Argumente fir eine
starkere Ungleichbehandlung. Aus diesem Grund
ist die Exzellenzstrategie vehement zu kritisieren
und abzulehnen. @

Harun Demircan
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neuen Datenschutz

Zugleich sind die Interessenvertretungen
aber auch Teil des Unternehmens und mussen
die Datenschutzbestimmungen einhalten. Sie
haben die Daten zu sichern und dirfen keine
Vorratsdatenspeicherung auf den eigenen
Computern oder sonstwie betreiben. AuBer-
dem mussen sie die ,Rechte der betroffenen
Personen” beachten, was u.a. bedeutet, dass
Beschaftigte die Loschung von Daten verlangen
kénnen. Der betrieblich bestellte Datenschutz-
beauftragte (§38 BDSG) hat keine Kontroll-
befugnis im Betriebsrats- oder Personalratsbiiro,
wie das Bundesarbeitsgerichts klargestellt hat.
[

ver.di b+b — Bildung und Beratung

Seminare dazu:
www.verdi-bub.de/digitalisierungsseminare
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Studentische Beschéaftigte

Foto: Berliner Studierende*r

TV-Stud

macht Schule

Der Streik der Berliner Studierenden

war von Erfolg gekrént

Das Medieninteresse war maBig - schlieB3-
lich werden bundesweit jahrlich 6.000 bis
7.000 Tarifauseinandersetzungen gefiihrt.
Und doch ist in Berlin etwas ganz GroBles
gelungen: Nach zéhem Kampf ist der
Tarifvertrag studentische Beschéaftigte (TV
Stud) unter Dach und Fach: Ab 1. Juli gibt
es nun 12,30 € pro Stunde - 1,32 € mehr als
bisher. Und in den kommenden Jahren
geht es weiter aufwarts. Das spornt Initia-
tiven in Hamburg, Bremen und anderswo
an, ebenfalls Tarifinitiativen aufzubauen.

VON THOMAS WEISZ

ochschulen sind traditionell Orte prekarer

Beschaftigung. Hier herrscht eine ausgeprag-
te Konkurrenz um die wenigen Stellen, die Hierar-
chieverhaltnisse sind ausgepragt. Meist sind nur
wenige Beschaftigte gewerkschaftlich organisiert,
Arbeitskampfe finden hier selten statt.

Und doch ist es den Kolleg*innen in Berlin
gelungen, 1000 studentische Beschaftigte neu zu
organisieren, einen ausdauernden Arbeitskampf
zu fuhren und am Ende gegen den vehementen
Widerstand der Hochschulleitungen einen neuen
Tarifvertrag durchzusetzen. Das Berliner Beispiel
zeigt, dass studentische Beschaftigte solidarisch
zusammenstehen und erfolgreiche Arbeitskampfe
sogar im Wissenschaftsbereich mdglich sind.
(mehr Infos: https://tvstud.berlin/)

In der Hansestadt Hamburg erzeugte der
Tarifabschluss in Berlin einen starken Impuls: Zu
Beginn des Wintersemesters sollen auch hier die

Arbeitsbedingungen von studentischen Beschaf-
tigten kreativ und lautstark zum Thema gemacht
werden. Bereits seit einigen Jahren engagieren
sich Betroffene und Gewerkschaften fir die Ver-
besserung der Situation. Im vergangenen Winter-
semester flhrte die DGB-Hochschulgruppe eine
Befragung durch. Dabei wurden Mangel insbe-
sondere bei Urlaubsansprtichen und der Lohn-
fortzahlung im Krankheitsfall deutlich. Auch
bewegt sich die Bezahlung auf Mindestlohn-
niveau. Hinzu kommen uneinheitliche Vertrags-
verhaltnisse und haufige Befristungen auf wenige
Monate. (mehr Infos: facebook-Initiative Stu-
dentisch Beschaftigte Hamburg)

Fur die Verbesserung dieser Arbeitsverhalt-
nisse setzt sich inzwischen ein ganzes Netzwerk
ein. Neben den ver.di-Studis und der DGB-Hoch-
schulgruppe ist auch der AStA der Uni Hamburg
dabei und hat sogar eine neue Projektstelle einge-
richtet. Dartiber hinaus engagiert sich die offene
Studi-Gruppe ,AGarbeitskampf_uhh”, die aus
einer Uni-Besetzung hervorgegangen ist. Jenseits
der Hochschulwelt gibt es Unterstitzung durch
unterschiedliche gewerkschaftliche Akteure —
unter anderem die verdi Jugend und den
Hamburger DGB. Auch Kolleg*innen von ande-
ren Statusgruppen an der Universitat stellen sich
hinter die Forderungen. Und im Bundesland
Bremen formiert sich rund um das gewerkschaft-
liche Hochschul-Informations-Btiro an der Uni-
versitat ebenfalls eine offene Gruppe, die sich fur
einen Tarifvertrag fur studentische Beschaftigte
einsetzt.

Die Tarif-Initiativen in den beiden groBen
Hansestadten stehen zwar noch am Anfang —
doch der Erfahrungsaustausch mit Berliner Enga-
gierten gibt Ruckenwind. Um den Aufbau von
Strukturen zu erleichtern, erarbeitet die Bundes-
arbeitsgruppe Studierende in ver.di momentan
eine Broschure. Die soll den Berliner Arbeitskampf
beleuchten, seine Vorgeschichte und die Erfolgs-
faktoren beschreiben und Tipps und Anregungen
fir den Aufbau von Tarif-Initiativen geben.

Wir haben noch viel vor uns auf dem Weg zu
einem bundesweiten Tarifvertrag fir studentische
Beschéftigte. Deshalb freuen wir uns Uber neue
Mitstreiter*innen! Schafft ein, zwei, viele TV-
Stud! @

M ELDUNGEN

B Abriisten statt
aufriisten

ver.di unterstitzt die Initiati-
ve ,Abriisten statt aufriisten”.
Gegenwartig lauft eine Unter-
schriftenkampagne, mit der der
Militatetat erst einmal eingefro-
ren werden soll; die Bundes-
regierung plant gegenwartig
eine Verdopplung des Wehretats
(https://abruesten.jetzt/). Wer
im Gewerkschaftshaus oder im
Betriebsratshiiro Kampagnen-
plakate aufhangen will, kann sie
bestellen bei
uwe.woetzel@verdi.de

B Bremer Hochschul-
gesetz novelliert

Im neuen Bremer Hoch-
schulgesetz wurden Tenure-
Track-Optionen im Bereich des
wissenschaftlichen Mittelbaus
verankert. Das Verfahren eroffnet
die Chance, nach einer befriste-
ten Bewahrungszeit eine Lang-
friststelle zu erhalten. Die Ver-
trage fiir (Senior)-Researcher
und (Senior)-Lecturer sind zu-
nachst auf vier Jahre befristet. Es
gibt eine Zielvereinbarung und
friihestens nach zwei Jahren
kann der oder die Mitarbeiter*in
eine Evaluation beantragen.

Der Kommission gehort auch
der Personalrat an.

Da die Uni Bremen jedoch zu
50% aus Drittmitteln finanziert
wird und bei Grundmitteln hoff-
nungslos unterausgestattet ist,
besteht die Gefahr, dass es nur
marginale Veranderungen gibt:
Der Personalrat fordert 200
Tenure-Track-Stellen, die Uni-
versitatsleitung will lediglich
30 einrichten.

B Aktionswoche
~Gutes Studium”

Vom 19. bis 20. Oktober fin-
det eine Aktivenkonferenz in
Hattingen statt. Dort soll die
Aktionswoche , Gutes Studium”
vorbereitet werden, die ab dem

11
3. Dezember an mdglichst vielen o>
Hochschulen laufen soll. s
www.dgb-seminare.de/semi- g;

nare/aktivenkonferenz/
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DER ,BESONDERE"”

B verdi und DAA
schlieBen Kollektivvertrag
sui generis

Am 30. April 2018 unter-
zeichneten DAA und ver.di eine
.Kollektivvereinbarung sui
generis” (zum Begriff: siehe
unten). Damit ist der Streit um
die Tarifféhigkeit der DAA GmbH
beigelegt, der rechtsfreie Zu-
stand beendet. Fiir Entgelt, allge-
meine Anstellungsbedingungen,
Eingruppierungen, Vorteils-
regelungen fiir ver.di-Mitglieder,
Jahressonderzahlungen — kurz
Uber alles, was tiblicherweise
in Tarifvertragen geregelt ist,
treffen ver.di und DAA jeweils
Vereinbarungen sui generis.

Die Arbeits- und Einkom-
menshedingungen werden kiinf-
tig zwischen der ver.di-Tarif-
kommission und DAA GmbH ver-
handelt. Eine Friedenspflicht gilt
zu keinem Zeitpunkt. Die DAA
hat gegentiber ver.di zugesagt,
die vereinbarten Verhandlungs-
ergebnisse rechtsverbindlich fiir
die Arbeitnehmer*innen umzu-
setzen. Bald wird die Tarifkom-
mission Forderungen fiir die
anstehenden Gehaltsverhand-
lungen beschlieBen.

@0c00c000000000000000000000 000
.

»Sui generis”

. Sui generis” ist lateinisch und
heiBt Ubersetzt ,eigene Art”. Im
Zusammenhang mit Vertragen
werden damit Abkommen be-
zeichnet, die nicht den Ublichen
Vertragstypen im Biirgerlichen
Gesetzbuch (BGB) entsprechen.
So ist Leasing als Vertragsform
weder ein Kauf- noch Miet-
vertrag und im BGB nicht vor-
gesehen. Dasselbe gilt etwa fiir
.Integrationsvereinbarungen”.
Somit handelt es sich um Ver-
trége der ,besonderen” Art.
Auch bei EU-Institution spre-
chen Rechtswissenschaftler von
Gebilden ,,sui generis”, da sie
weder Bundesstaat noch
Staatenbund, sondern volker-
rechtlich einzigartig sind.

©0000000000000000000000000000000000000000000000000000000000000000000
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Mindestlohn / Studentenwerk

Mindestlohn in der
Weiterbildung steigt

Stufe 1 (unter Niveau 6 DQR)

39 Std./Woche

40 Std./Woche

01.01.2019: 3,00 % (15,72 €/h) 2.665,67 € 2.734,02 €
01.01.2020: 3,00 % (16,19 €/h) 2.745,37 € 2.815,76 €
01.01.2021: 3,00 % (16,68 €/h) 2.828,46 € 2.900,99 €
01.01.2022: 3,00 % (17,18 €/h) 2.913,25 € 2.987,95 €
in summa +12,55% +1,92 € + 325,58 € + 333,93 €

Stufe 2 (Niveau 6 DQR und hoher)

39 Std./Woche

40 Std./Woche

01.01.2019: 3,50 % (15,79 €/h) 2.677,54 € 2.746,91 €
01.01.2020: 3,75% (16,38 €/h) 2.777,59 € 2.848,81 €
01.01.2021: 3,90 % (17,02 €/h) 2.886,12 € 2.960,12 €
01.01.2022: 4,00 % (17,70 €/h) 3.001,42 € 3.078,38 €
in summa: + 16,03% + 2,44 € + 413,75 € + 424,36 €

Teilzeitkrafte konnen Uber folgende Formel ihren kinftigen Lohn ermitteln:
Mindeststundenvergltung x vereinbarte regelmaBige Wochenarbeitszeit x 4,348

:)er Mindestlohn fir das padagogische Per-
sonal in der SGB I/l geforderten Weiter-
bildung steigt ab 2019 deutlich. Dabei wird diffe-
renziert, welche Qualifikation die Unterrichtenden
mitbringen. Ausschlaggebend fur die Zuordnung
zu einer der beiden Stufen ist der Deutsche
Qualifikationsrahmen (DQR). Darin haben Bun-
desministerium fur Bildung und Forschung
(BMBF) und Kultusministerkonferenz (KMK) die
Qualifikationen verschiedenen Niveaus zugeord-
net. Beschéftigte, die mindestens Uber einen
Abschluss mit dem DQR-Niveau 6 verfligen, steht
Stufe 2 zu. Dazu zahlen insbesondere folgende
AbschlUsse: Meister*in/Techniker*in, Bachelor,

staatlich anerkannte Erzieher*in, Sozialpada-
gog*in, geprufte*r Fachkaufmann/ Fachkauffrau,
geprufte*r Fachwirt*in oder geprifte*r Aus- und
Weiterbildungspadagog*in.

Es ist gelungen, eine schrittweise Annaherung
zum TVGD zu erzielen. Zum Vergleich: Sozial-
padagog*innen im Offentlichen Dienst erhalten
seit 1. Marz 2018 ein Einstiegsgehalt von monat-
lich 2.933,26 €. Die Tarifvertragsparteien stellen
nun gemeinsam beim Bundesarbeitsministerium
einen Antrag auf Allgemeinverbindlichkeit. ®

Anne VofB/Dirk Heitmann
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(v.l.n.r.) Ulrich Hempe, Sprecher BAG Studentenwerke;
Anne VoB, Leiterin BAG Studentenwerke; Achim
Meyer auf der Heyde, Generalsekretér des Deutschen
Studentenwerkes; Ute Kittel, Bundesfachbereichs-
leiterin sowie Reinhard Dudzig, stellv. Sprecher BAG

Gemeinsam nach vorn schauen

Immer wieder ziehen verdi und das Deutsche Studen-
tenwerk (DSW) an einem Strang. So hatte die ver.di
Kampagne ,BILDUNG KOSTET" im sdchsischen Landtags-
wahlkampf durchschlagenden Erfolg. Mit Unterstitzung
der Geschaftsfiihrungen der Studentenwerke und des
DSW gelang es, die staatlichen Zuschisse fiir die — nicht
nur in Sachsen — chronisch unterfinanzierte Studenten-
werke erheblich zu erhéhen. In Rheinland-Pfalz konnte die
Bezahlung der Erzieher*innen nach den Regelungen fiir
den Sozial- und Erziehungsdienst im Offentlichen Dienst
durchgesetzt werden. Wieder ein Erfolg: Die GroBe Koa-
lition will kiinftig studentisches Wohnen mit Bundes-
mitteln finanziell unterstitzen. Aber nicht alles lauft rund
in der Zusammenarbeit. Es hapert unter anderem an der
Qualifizierung der Mitarbeiter*innen, die Entgeltgruppe 1
bleibt vielerorts ein Problem. Punkte, die wir gemeinsam
angehen. Wir bleiben im Gesprach. @



Das gute Beispiel

Solidarisch
wohnen

Mieten und Wohnen sind ein brennendes
Thema - auch fiir mich. Gerade wurde

mir mitgeteilt, dass meine Kaltmiete ab
Oktober um 15 % erhoht wird. Umso inte-
ressierter bin ich an Wohnformen, die
einen sozialvertraglichen Weg verfolgen.
Ein solches Beispiel habe ich in dem
Projekthaus Potsdam-Babelsberg am
Griebnitzsee gefunden. Die Argumentation
von Mit-Initiator Christian klingt logisch:
Geringe Miete bedeutet weniger Erwerbs-
arbeitszwang, bedeutet mehr Zeit fiir
soziale Projekte und die wichtigen Dinge
im Leben.

VON MIRJAM SORGE

m Projekthaus Potsdam-Babelsberg leben 40

Personen zwischen vier und 55 Jahren in
Familien-, WG- oder Paarkonstellationen. Sie sind
vielfaltig und international und bestimmen
gemeinschaftlich und demokratisch — auch Uber
die Hohe der Miete. Sie wollen nicht nur ,,schoner
wohnen”, sondern neue Losungswege fur die
drangenden gesellschaftlichen und globalen
Probleme erproben und 6ffentlich diskutieren.

Der von ihnen gegriindete Verein Projekthaus
e.V. stellt Wohnen als einen von funf Lebens-
bereichen neben Arbeiten, Kultur, Bildung und
gesellschaftlichem Engagement heraus und moch-
ten alles miteinander verbinden. Deshalb gibt es
auf dem 5800 Quadratmeter groBen Gelande mit
groBem Garten nicht nur ein energieeffizientes
Wohnhaus, sondern auch Biros und fur jede*n
zugangliche Werkstatten, wo geteilt wird, was furs
Selbermachen notig ist: Wissen und Materialien,
Werkzeuge, Maschinen und Raume.

Gleich vorne auf dem offen zugénglichen
Areal steht das 2014 fertiggestellte Passivhaus,
das 20 Personen bewohnen. Auf dem Gelande
gibt es auch ein Projekthausbdiro, wo regelmaBige
Beratungen zur Grindung von Wohnprojekten
und zu energieeffizientem Bauen stattfinden.
Christian erzahlt, dass die Gruppe mit dem
Neubau ganz praktisch beweisen wollte, dass
Passivhausstandard nicht teuer sein muss, wie
Bauunternehmen und Politik oft behaupten.
Dank einer Kombination aus einem guten Archi-
tektenteam, kostenglnstigen Krediten, einer
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effektiven Bauweise und Eigenleistungen kostet
der Quadratmeter 7,40 Euro kalt. Da kaum Heiz-
kosten anfallen, ist das relativ ginstig insbeson-
dere in einer Gegend, wo sich viele Nachbarn in
ihren Villen hinter hohen Hecken verschanzen.

Geht man die Einfahrt weiter hinauf, steht
man vor der ehemaligen Eigentimervilla der
Netzfabrik Babelsberg, in der sich Seminar- und
Gasteschlafzimmer, Buros und Gemeinschafts-
raume befinden. Nebenan und gegeniber liegen
die Werkstatten, wo gendht, gesagt und ge-
schraubt, Keramik hergestellt, geschmiedet und
Fahrréder repariert werden.

Mehrheitsgesellschafter des Projekts ist der
Verein, aber auch das Miethauser Syndikat ist
beteiligt. Dadurch ist das Gebdude dauerhaft dem
Markt entzogen und kann nicht privatisiert wer-
den. Bundesweit haben sich schon 130 selbstver-
waltete Hausprojekte im Miethauser Syndikat
organisiert, 19 sind im Aufbau. Finanziert werden
sie nicht nur durch Banken, sondern durch solida-
rische Direktkredite von Bewohner*innen und
Unterstltzer*innen des Netzwerks. Mieter*innen
von Mietshdusersyndikaten wie das in Potsdam-
Babelsberg unterstlitzen durch ihre zusatzliche
Mietabgaben von 0,1 Euro/m2 im Monat neue
Initiativen. Christian erzahlt, dass das Netzwerk
aber auch umgekehrt nach wie vor sehr hilfreich
ist: Uber AGs und Mailinglisten lassen sich Tipps
fur viele Alltagsprobleme schnell organisieren.

Der Besuch im Projekthaus hat mich beein-
druckt: Ganz unterschiedliche Menschen leben
hier zusammen, haben aber auch Rickzugsraume
flrs Private. Sollte eine Person mal in finanziellen
Schwierigkeiten stecken, hilft ein Sozialfonds aus.
Dieser wurde eingerichtet, damit niemand auf der
StraBe landet, nur weil er oder sie mal die Miete
nicht zahlen kann. @

M verdi hilft Mietern
57 % der Einwohner*innen
Deutschlands leben zur Miete.
Im Durchschnitt geben die
Menschen hierzulande schon
heute 35 % ihres Haushaltein-
kommens fiirs Wohnen aus —
und vor allem in den GroB-
stadten steigen die Mieten mas-
siv. Kein Wunder, dass 74 %
Angst davor haben, iiber kurz
oder lang ihre Wohnung zu
verlieren, wie eine Studie des
Deutschen Caritasverbandes von
Anfang des Jahres belegt.

ver.di hat die Ursachen der
Misere in einem wohnungspoliti-
schen Papier beschrieben: Es
Jrachen sich die Versdumnisse
auf dem Feld der Wohnungs-
politik der letzten 20 Jahre. Der
Staat hat viele Jahre auf aktive
Wohnungsbaupolitik verzichtet.
Bis 2013 wurde kaum in den
Neubau von Wohnungen inves-
tiert. Gab es einst vier Millionen
Sozialwohnungen, sind davon
heute nur noch 1,5 Millionen
{ibrig. Offentliches Eigentum
wurde massenhaft privatisiert.
Ehemals kommunale, landes-
eigene, bundeseigene und indus-
triegebundene Wohnungen
wurden den neoliberale Markt-
mechanismen preisgegeben.”
ver.di verlangt eine Riick-
besinnung auf Wohnen als ein
Grundrecht (Art. 16, Europaische
Sozialcharta).

Weil viele ver.di-Mitglieder
sich Sorgen um ihre Wohnung
machen, hat die Gewerkschaft
eine Mietrechts-Hotline einge-
richtet. Dabei kooperiert ver.di
mit dem Deutschen Mieterbund
e.V. Das rote Telefon bietet Mit-
gliedern eine Erstberatung in
Mietsrechtsfragen an.

Mehr Informationen dazu
auf:

https://www.verdi.de/
und dann den Suchbegriff
»Mietrechtshotline” eingeben.

OpMIq =
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ver.di intern

Gemeinsam stark — Fachbereiche
3 und 5 erwagen Fusion

Die Arbeitswelt dndert sich
grundlegend - da will und
muss sich ver.di zukunfts-
gerecht aufstellen. Dazu
gehort eine Biindelung der
bisher 13 Fachbereiche. In
diesem Kontext haben die
Vorstande der Fachbereiche
Bildung, Wissenschaft,
Forschung (5) sowie
Gesundheit, soziale Dienste,
Wohlfahrt und Kirchen (3)
beschlossen, iliber eine moég-
liche Fusion zu verhandeln.
Die Entscheidung, es mit-
einander zu probieren, fiel
im Friihjahr. Ein Verhand-
lungskreis hat bereits erste
Ideen fiir einen vereinten
Fachbereich entwickelt. Dem
Gremium gehoren die
Prasidien der Bundes-
fachbereichsvorstande, die
Bundesfachbereichs-
leiterinnen, je ein Landes-
fachbereichsleiter und die
Koordinatoren der Bundes-
fachbereiche an.

Nachruf

orausgegangen waren Vorgesprache, bei

denen deutlich geworden war, dass es zwi-
schen den beiden Fachbereichen viele Schnitt-
mengen gibt. So ist gemeinsame Gewerkschafts-
arbeit sinnvoll beispielsweise bei Universitats-
kliniken mit ihren zum Teil neu gegrindeten
Forschungseinrichtungen. Auch bei MaBnahmen-
tragern fir Soziale Arbeit und fir SGB-geforder-
ten Weiterbildung sowie bei Studierenden gibt es
viele Andockpunkte.

Die Arbeits- und Berufsfelder beider Fach-
bereiche weisen ebenfalls deutliche Gemeinsam-
keiten auf. Viele Tatigkeiten orientieren sich
direkt am einzelnen Menschen. Das trifft sowohl
auf die Beschéftigten in Krankenhausern, in der
Pflege oder bei sozialen Diensten zu als auch in
Bildungseinrichtungen. Viele Kolleg*innen identi-
fizieren sich stark mit ihrem Beruf — und nicht sel-
ten grenzt ihr Verantwortungsgefuhl an Selbst-
ausbeutung. Trotz der hohen gesellschaftlichen
Bedeutung ihrer Arbeit fehlt es vielfach an einer
ausreichenden Finanzierung. Aus all dem ergeben
sich nicht nur gemeinsame Aufgaben fur die
gewerkschaftliche Arbeit. Hier entstehen auch
neue Chancen, weil ein fusionierter Fachbereich
viel mehr Menschen vertreten wiirde und allein
dadurch ein gréBeres Gewicht bekdme.

Der Tod ist groB.

Wir sind die Seinen

lachenden Munds.

Wenn wir uns mitten im Leben meinen,
wagt er zu weinen

Offentliche und soziale Anerkennung inklusive
einer ausreichenden Finanzierung, gute Arbeits-
bedingungen und gute berufspolitische Arbeit
wadren die Kernanliegen des neuen Fachbereichs.
Die Bedingungen dafir sind aus Gewerkschafts-
sicht sind schlecht, denn klar ist mittlerweile: Nur
wenn hier substanziell etwas passiert, ist dem
wachsende Fachkraftemangel beizukommen.
Auch die neuen qualitativen Anforderungen an
personenbezogene Dienstleistungen lassen sich
nur erreichen, wenn massiv investiert wird.
Werden diese Forderungen durch Vertreter*innen
einiger hunderttausend Beschéftigter vorgetra-
gen, hat das politisches Gewicht.

Mit diesen Zielvorstellungen laufen die Ver-
handlungen zur Fusion. Gemeinsam wollen
ehren- und hauptamtliche Kolleg*innen beider
Fachbereiche das Aufgabenfeld gestalten. In vie-
len Landesbezirken laufen derzeit Gesprache, im
September 2018 findet auf Bundesebene ein
Auftakt-Workshop statt. Im Februar 2019 wollen
dann die Bundesvorstande der Fachbereiche 3
und 5 entscheiden, ob und wie sie die Arbeit
kinftig zusammen stemmen. @

Harald Giesecke und
Klaus Bohme

Foto: Privat

mitten in uns.

Rainer Maria Rilke

Wir trauern um unseren Weggefahrten Harry Rettenmaier, der in der Nacht zum 1. August im Alter
von 62 Jahren plotzlich verstorben ist. Seit 1990 Mitglied in der DAG und spater in ver.di war Harry
von Beginn an engagiert fur die Interessen der Arbeitnehmer=*innen. In unserer Gewerkschaft war er
Uber die Jahre auf allen Ebenen aktiv. Bis zuletzt war Harry Mitglied des Bundesfachbereichsvor-
standes, der Bundesarbeitsgruppe Weiterbildung und im Prasidium des Landesbezirksfachbereichs-
vorstandes Baden Wirttemberg. Harry war ein hochkompetenter Betriebsrat und ein politischer,
integrer Mensch, der die Musik und gute Biicher liebte. Sein Leben hat Spuren in uns hinterlassen.
Er wird seinen Platz in unserem Gedenken behalten. Unser Mitgefiihl gehort seiner Familie.

Anne Vo3

Leiterin BAG
Weiterbildung

Ute Kittel

ver.di-Bundesvorstand

Klaus Bohme Annelie Schwaderer

Landesbezirks-
fachbereichsleiterin

Vorsitzender des Bundes-
fachbereichsvorstandes




Blick von auBen und nach innen

Foto: Privat

Lucas Joecks

ragt man Gewerkschafter*innen nach ihren

Assoziationen mit dem Wort ,Arbeits-
kampf”, so kédnnen die Antworten sehr unter-
schiedlich ausfallen. Nach meiner Zeit als Prakti-
kant in der ver.di Bundesverwaltung hatte ich
wahrscheinlich auf irgendwas verwiesen zwi-
schen lautstarken Demos mit Warnwesten und
langwierigen Verhandlungen mit Arbeitsgeber-
verbanden. Nach einem weiteren Praktikum,
diesmal in Kolumbien, habe ich andere Asso-
ziationen. Es scheint mir wichtiger denn je sich
zu vergegenwartigen, wie Arbeitskampfe in an-
deren Landern aussehen und mit welchen Ge-
fahren sie fir die Aktivist*innen verbunden
sind.

Dabei konnte ich aus einem geschiitzten
Winkel auf das Land blicken, das oft sofort
Vorurteile und Stereotypen von einer Nation im
Drogenkrieg hervorruft. Ich lernte Kolumbien
von Januar bis Méarz im Rahmen meiner Mit-
arbeit an der deutschen Schule in Cali kennen.
Mich Uberraschte deren Ausstattung mit
modernster Technik, einer Bibliothek, riesigen
Sportanlagen und Fitnesskursen fir das Lehr-
personal am Nachmittag. Verglichen mit meinen
Erfahrungen an Berliner Schulen, wo Computer-
raume, Bibliotheken und Turnhallen oft schlecht
ausgestattet oder gar nicht vorhanden sind,
empfand ich diese kolumbianische Schule als
Vorbild fir deutsche Bildungsstatten. Und wah-
rend sich hierzulande viele Lehrkrafte unwohl
fuhlen und die Schule nach dem Unterricht
fluchtartig verlassen, war die Atmosphdre in
Cali gelassen. Dabei war mir auch klar, dass
Schulen wie diese in Kolumbien eher die Aus-
nahme sind. Die hervorragende Ausstattung
wird meist durch hohe Schulgebuhren erkauft;
nur fur einen Bruchteil der Jugendlichen kommt
der Besuch einer solchen Schule infrage.

Wer Kolumbien bereist und mit den Men-
schen spricht, merkt schnell, dass sich die un-
gleichen Lebensbedingungen tief durch die
Gesellschaft ziehen. Obwohl die Armut gesun-

Ein Blick uber
europaische
Grenzen hinaus

ken ist, gehort Kolumbien noch immer weltweit
zu den Landern mit den gréBten Ungleichheiten
in der Einkommens- und Vermogensverteilung.
Das untere Drittel der Gesellschaft arbeitet
meist unter prekarsten Bedingungen. Ein Freund
aus dem Norden Kolumbiens erzahlte mir, dass
unzahlige Kinder in seinem Heimatdorf in der
Nahe eines Kohletagebaus Gber Atemprobleme
klagen. Man braucht nicht viel Fantasie um sich
auszumalen, welchen Gesundheitsrisiken die
Arbeiter beim Abbau ausgesetzt sind. Regel-
maBig weisen diverse Menschenrechtsorganisa-
tionen darauf hin, dass bei der Férderung von
Rohstoffen wie Kohle und Gold, aber auch beim
Anbau von Kaffee und Bananen Ausbeutung
und hohe Gesundheitsbelastungen zum Alltag
gehoren.

Proteste gegen diese Arbeitsbedingungen
sind in Kolumbien mit groBen Gefahren verbun-
den. Obwohl das Leben im Allgemeinen sicherer
geworden ist, sind die Zahlen ermordeter sozia-
ler Aktivist*innen in den vergangenen Jahren
gestiegen. Einen institutionalisierten Arbeits-
kampf, wie man ihn in Europa kennt, gibt es
nicht. Wer dennoch versucht, sich gewerk-
schaftlich zu organisieren, muss mit massiven
Einschichterungsversuchen rechnen. Erst im
Mai gab es Uber WhatsApp eine Kampagne, die
rechte Paramilitars initiiert hatten. Sie enthielt
Morddrohungen gegen linke Aktivist*innen und
Gewerkschafter*innen.

Dass es dieses Jahr mit Gustavo Petro erst-
mals ein linker und gewerkschaftsfreundlicher
Bewerber bis in die zweite Runde der Prasident-
schaftswahlen geschafft hat, gibt durchaus
Hoffnungen fur die Zukunft der Arbeitneh-
mer*innen in Kolumbien. Doch eine kurzfristige
Aussicht auf Besserung scheint es unter dem
neuen Prasidenten lvan Duque und seiner ultra-
rechten Partei Centro Democratico leider nicht
Zu geben. ®

Lucas Joecks

Franziska Hamann-Wachtel

B Orgatalent an der Uni

Seit Anfang 2016 engagiert
sich Franziska Hamann-Wachtel
bei der TVStud-Kampagne, die
fiir einen besseren Tarifvertrag
fir studentische Beschaftigte an
den Berliner Hochschulen
kampft. Als ihr tollstes Gewerk-
schaftserlebnis nennt sie die
1000-Organisationsgrad-
Kampagne: 1.000 studentische
Beschaftigte traten ver.di und
der GEW bei, um gemeinsam fiir
ihre Interessen zu streiten. Zu-
sammenstehen, um Macht-
verhaltnisse auszugleichen und
Verbesserungen zu erkdmpfen —
genau deshalb halt die 25-
Jahrige Gewerkschaften fiir
absolut wichtig.

Seit 2012 studiert Franziska
an der Berliner Humboldt-
Universitat Sozialwissenschaf-
ten, mittlerweile im Master.
2014 fing sie als studentische
Beschaftigte in der Universitats-
bibliothek an zu arbeiten und
wurde auch gleich in den stu-
dentischen Personalrat gewahlt.
Bis 2017 hatte Franziska drei
Amtszeiten durchlebt, zwei Mal
als Vorsitzende. Inzwischen
arbeitet sie in einem Forschungs-
projekt an der TU Berlin. Seit
2017 ist sie auBerdem Mitglied
im ver.di-Landesfachbereichs-
vorstand Bildung, Wissenschaft
und Forschung in Berlin-
Brandenburg und seit diesem
Jahr auch im Bundesfach-
bereichsvorstand. In ihrer Freizeit
treibt Franziska gerne Sport,
liest und geht auf Reisen.®

Mirjam Sorge
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Vertragsdaten
Titel Vorname Name Staatsangehorigkeit
StraBe Hausnummer Telefon
Land/PLZ Wohnort E-Mail
Beschéftigungsdaten PLZ Ort
[ Arbeiter*in [ Beamter*in [ erwerbslos
[J Angestelite*r [ selbstandige*r
Branche

[Ovolizeit [ Teilzeit Anzahl Wochenstunden
ausgelibte Tatigkeit
[J Auszubildende*r/Volontar*in/Referendar*in

[ Schiiler*in/Student*in (ohne Arbeitseinkommen) bis

[ Praktikant*in [ Dual Studierende*r [ Sonstiges monatlicher Lohn-/Gehaltsgruppe Tatigkeits-/Berufsjahre
Bruttoverdienst 0. Besoldungsgruppe 0. Lebensalterstufe
[ ich bin Meister*in/Techniker*in/Ingenieur*in €

Bin/war beschftigt bei (Betrieb/Dienststelle/Firma/Filiale)
Monatsbeitrag in Euro

StraBe Hausnummer
Der Mitgliedsbeitrag betragt nach § 14 der ver.di-Satzung pro Monat 1% des
regelméaBigen monatlichen Bruttoverdienstes, jedoch mindestens 2,50 Euro.

SEPA-Lastschriftmandat

Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft
Glaubiger-Identifikationsnummer: DE6122Z00000101497
Die Mandatsreferenz wird separat mitgeteilt

Zahlungsweise
[ monatlich [ vierteljahrlich
[ halbjahrlich [ jahrlich

Titel/Vorname/ Name Kontoinhaber*in (nur wenn abweichend)

[ zur Monatsmitte
[ zum Monatsende

Ich ermachtige ver.di, Zahlungen von meinem Konto mittels Lastschrift einzuziehen
Zugleich weise ich mein Kreditinstitut an, die von ver.di auf mein Konto gezogenen
Lastschriften einzulosen. Hinweis: Ich kann innerhalb von acht Wochen, beginnend
mit dem Belastungsdatum, die Erstattung des belasteten Betrages verlangen.

Es gelten dabei die mit meinem Kreditinstitut vereinbarten Bedingungen

StraBe und Hausnummer

PLZ/Ort
BIC IBAN

Ort, Datum und Unterschrift

in i 1 Unter

Einwilligungserklarung zum Lohn-/
Ich stimme der Entrichtung meines Mitgliedsbeitrages im Lohn-/Gehaltsabzugsverfahren
zu und willige in die Ubermittlung der hierfur erforderlichen Daten zwischen meinem
Arbeitgeber und ver.di ein. Diese Einwilligung kann ich jederzeit mit Wirkung fur die
Zukunft gegentiber ver.di oder meinem Arbeitgeber widerrufen.

Nur fiir Lohn- und Gehaltsabzug!
Personalnummer

Ort, Datum und Unterschrift

Ich méchte Mitglied werden ab

[oy1y 4 42,0, |
Geburtsdatum
AN IS I N A B ‘

Geschlecht [ weiblich [J mannlich

Ich wurde geworben durch:

Name Werber*in

Mitgliedsnummer
Ich war Mitglied in der Gewerkschaft

von bis

Datenschutzhinweise

lhre personenbezogenen Daten werden von der
Gewerkschaft ver.di geméaB der europaischen Daten-
schutzgrundverordnung (DSGVO) und dem deut-
schen Datenschutzrecht (BDSG) fiir die Begriindung
und Verwaltung lhrer Mitgliedschaft erhoben, ver-
arbeitet und genutzt. Im Rahmen dieser Zweckbe-
stimmungen werden lhre Daten ausschlieBlich zur
Erfullung der gewerkschaftlichen Aufgaben an dies-
beziiglich besonders Beauftragte weitergegeben
und genutzt. Eine Weitergabe an Dritte erfolgt nur
mit lhrer gesonderten Einwilligung. Die europaischen
und deutschen Datenschutzrechte gelten in ihrer
jeweils giiltigen Fassung. Weitere Hinweise zum
Datenschutz finden Sie unter
https://datenschutz.verdi.de.

Hiermit erkldre ich meinen Beitritt zu ver.di / zeige Anderungen
meiner Daten an” und nehme die Datenschutzhinweise zur

Kenntnis

Ort, Datum und Unterschrift

" nichtzutreffendes bitte streichen
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	Bremer Hochschul -gesetz novelliert
	Aktionswoche„Gutes Studium“
	ver.di und DAA schließen Kollektivvertrag sui generis
	ver.di hilft Mietern

	Beitrittserklärung
	Zu guter Letzt: Karikatur Alff
	Impressum




